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Kleine Anfrage 1130 
des Abgeordneten Lars Hünich (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Eindämmungsverordnungen und Anwendung der Anlage 9a der GGO 

§ 21 Absatz 3 der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes Bran-
denburg (GGO) sieht auch bei der Erstellung von Einzelverordnungen, wie sie zur Eindäm-
mung der COVID-19-Pandemie erlassen wurden, das Ausfüllen der Anlage 9a für jede Ein-
zelverordnung vor.  

Im Widerspruch dazu sagte auf der 7. Sitzung der Enquetekommission 8/1 des Landtages 
Brandenburg Rainer Grieger (Ministerium des Innern und für Kommunales): „Aufgrund der 
Kurzfristigkeit der Corona-Verordnungen sei die zentrale Normprüfung daher nicht beteiligt 
worden.“1 Die sogenannte „Zentrale Normprüfung“ ist die Anlage 9a der GGO.  

Dr. Birgit Teipel (Ministerium der Justiz und für Digitalisierung) sagte in der gleichen Sitzung:  

„[…] dass die Verhältnismäßigkeitsprüfungen der während der Pandemie erlassenen Ver-
ordnungen umfassend und sorgfältig durchgeführt worden seien. Die juristische Expertise 
der zuständigen Abteilung sei aktiv genutzt worden, um die Freiheitsrechte der Bürgerinnen 
und Bürger gegen die Erfordernisse der Gefahrenabwehr abzuwägen. Dabei seien alle zur 
Verfügung stehenden Mittel eingesetzt worden, einschließlich der Berücksichtigung von ver-
fassungsgerichtlichen Entscheidungen und Eilverfahren aus anderen Bundesländern, um 
die rechtliche Einschätzung zu untermauern.“  

Und weiter:   

„Trotz des erheblichen Zeitdrucks habe das Ministerium jeden Einzelfall geprüft und sich 
bemüht, gegebenenfalls Anpassungen vorzunehmen, ohne das primäre Ziel der Gefahren-
abwehr – den Schutz von Leben und Gesundheit – zu gefährden. Der Prozess sei dabei 
systematisch und strukturiert abgelaufen, sodass der juristische Spielraum voll ausge-
schöpft werden konnte, um die Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen zu gewährleisten. Sie 
betont, dass die Maßnahmen nicht willkürlich, sondern auf einer fundierten juristischen 
Grundlage getroffen worden seien, um sowohl die rechtlichen Anforderungen als auch die 
praktischen Erfordernisse in der Krisensituation zu erfüllen.“ 

 
1 Vgl. Landtag Brandenburg, Enquetekommission 8/1, 7. Sitzung: https://www.parlamentsdokumenta-
tion.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/w8/apr/EK81/7.pdf  
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Frau Anne Stolpe (Ministerium für Gesundheit und Soziales) und Staatssekretär David Ko-
lesnyk (Staatskanzlei) verwiesen beide in der gleichen Sitzung darauf, dass „[…] die Exe-
kutive […] allerdings nur dann befugt [sei], materielles Recht im Wege einer Rechtsverord-
nung zu setzen, wenn sie ein übergeordnetes, förmliches Gesetz zum Erlass einer Verord-
nung ermächtige.“ Und weiter „Die gesetzliche Ermächtigungsgrundlage für den Erlass von 
Corona-Verordnungen finde sich in § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes in Verbindung 
mit den seinerzeit geltenden Fassungen der § 28 fortfolgende des IfSG.“  

Frau Stolpe erklärte in der 7. Sitzung weiter, dass „sich die Verordnungsentwürfe für das 
Land Brandenburg oder die vorgesehenen Maßnahmen inhaltlich an den jeweiligen Be-
schlüssen der MPK orientiert“ hätten. 

Da die getroffenen Maßnahmen in erheblichem Umfang Grundrechte einschränkten, ist eine 
vollständige und nachvollziehbare schriftliche Dokumentation der zugrunde liegenden Ver-
fahrensvorgänge von wesentlichem Interesse für die Aufarbeitung durch die Enquetekom-
mission. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Verordnungen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie hat die Landesre-
gierung bzw. haben die zuständigen Ministerien seit dem Jahr 2020 erlassen? Die 
Landesregierung wird gebeten, eine vollständige Liste in tabellarischer Form vorzule-
gen, die zu jeder Verordnung folgende Angaben enthält: 

a) fortlaufende Nummer bzw. amtliche Bezeichnung der Verordnung, 

b) Datum des Inkrafttretens, 

c) Datum und Fundstelle der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Brandenburg, Teil II, 

d) ob es sich um eine von der Landesregierung erlassene Rechtsverordnung oder 
um eine durch ein einzelnes Ministerium (Ressortverordnung) erlassene Rechts-
verordnung handelt, 

e) ob die jeweilige Verordnung mit oder ohne eine ausgefüllten Anlage 9a der GGO 
erlassen wurde. 

f) Gremium (z. B. MPK, Fachministerkonferenzen, Telefonschaltkonferenzen) und 
Datum des Beschlusses, an dem sich die Verordnung orientierte.  

2. Für diejenigen in der Beantwortung von Frage 1 aufgeführten Verordnungen, die ohne 
eine ausgefüllte Anlage 9a der GGO erlassen wurden: Welcher Vermerk oder welche 
sonstige schriftliche Begründung lag jeweils zugrunde, mit der das Absehen von der 
Anlage 9a begründet wurde? Die Landesregierung wird gebeten, den Inhalt dieser 
Vermerke je Verordnung unter der Angabe aufzulisten, wer diese Vermerke bzw. Be-
gründungen jeweils erstellt hat bzw. auf welcher Ebene (Referat, Abteilung, Hauslei-
tung) dies erfolgte. 
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3. Welche schriftliche rechtliche Stellungnahme der Staatskanzlei lag der in der Vorbe-
merkung wiedergegebenen Auffassung zugrunde, eine Prüfung nach Anlage 9a der 
GGO sei bei den erlassenen Eindämmungsverordnungen vor dem 18. November 2020 
nicht erforderlich gewesen? Die Landesregierung wird gebeten, den Verfasser, das 
Datum und den Inhalt dieser Stellungnahme anzugeben. Bitte jeweils unter Angabe 
der fortlaufenden Nummer und des Datums der Verkündung. 

4. Welche schriftliche rechtliche Stellungnahme der Staatskanzlei lag der in der Vorbe-
merkung wiedergegebenen Auffassung zugrunde, eine Prüfung nach Anlage 9a der 
GGO sei bei den erlassenen Eindämmungsverordnungen nach dem 18. November 
2020 nicht erforderlich gewesen? Die Landesregierung wird gebeten, den Verfasser, 
das Datum und den Inhalt dieser Stellungnahme anzugeben. Bitte jeweils unter An-
gabe der fortlaufenden Nummer und des Datums der Verkündung. 

5. Existiert eine allgemeine schriftliche Weisung, Verfügung oder ein Erlass der Staats-
kanzlei oder eines Ministeriums, mit denen das Vorgehen, die Eindämmungsverord-
nungen ohne Anlage 9a der GGO zu erlassen, generell angeordnet oder geregelt 
wurde? Falls ja, von wem, mit welchem Datum und mit welchem Inhalt? 

6. Welche Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) oder der Fachminister-
konferenzen wurden im Land Brandenburg zur Grundlage von Maßnahmen zur Ein-
dämmung der COVID-19-Pandemie herangezogen? Die Landesregierung wird gebe-
ten, diese Beschlüsse mit Datum der Beschlussfassung aufzulisten und im Wortlaut 
vorzulegen, jeweils unter Angabe, welche Verordnung(en) auf dieser Grundlage ent-
standen ist/sind. 

7. Auf welchem Weg und in welcher Form wurden die Beschlüsse der MPK und der Fach-
ministerkonferenzen der Landesregierung bzw. den zuständigen Ministerien jeweils 
übermittelt? Die Landesregierung wird gebeten, die Übermittlungswege und die Art der 
jeweiligen Dokumente (z. B. Beschlussprotokoll, Niederschrift, Übersendungsschrei-
ben) anzugeben. 

8. An welcher Stelle innerhalb der Landesregierung gingen die Beschlüsse der MPK je-
weils ein und an welche Stellen wurden sie zur Umsetzung weitergeleitet? Die Lan-
desregierung wird gebeten, den jeweiligen Eingang und die Weiterleitung mit Datum 
darzustellen. 

9. Galt für die Beschlüsse der Gesundheitsministerkonferenz (GMK), der Kultusminister-
konferenz (KMK) oder anderer Bund-Länder-Gremien dasselbe Verfahren wie für die 
Beschlüsse der MPK? Falls ja, wird um Beantwortung der Fragen 6 bis 8 entsprechend 
für alle anderen Dokumente aus diesen Gremien gebeten. Falls nein, wird um Darstel-
lung der davon abweichenden Verfahren gebeten, insbesondere im Hinblick auf die 
Erarbeitung derjenigen Verordnungen, die ohne Durchführung des in Anlage 9a der 
GGO vorgesehenen Verfahrens ergingen. 

10. Wie haben sich die Verhältnismäßigkeitsprüfungen, die nach Auskunft der Vertreterin 
des Justizministeriums „umfassend und sorgfältig durchgeführt worden“ seien, von den 
Verhältnismäßigkeitsprüfungen nach Anlage 9a unterschieden? Nach welcher Me-
thode wurden die Verhältnismäßigkeitsprüfungen durchgeführt? Welche Güter wurden 
gegeneinander abgewogen?  
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